
 

 

 I. Allgemeine Informationen: Friedensnobelpreis 
Inmitten ihrer schwersten Krise ist die Euro-
päische Union (EU) in Oslo mit dem Friedens-
nobelpreis ausgezeichnet worden. Der Präsi-
dent des Europäischen Rates Herman Van 
Rompuy, Kommissionspräsident José Manuel 
Barroso und Parlamentspräsident Martin 
Schulz nahmen den Preis als Vertreter der EU 
gemeinsam entgegen. Die EU wird mit dem 
Preis für ihren Beitrag für ein friedliches und 
stabiles Europa geehrt. Der Friedensnobel-
preis belohnt, dass die EU maßgeblich zur 
Aussöhnung in Europa nach zwei Weltkriegen 
beigetragen hat. Gemeinsam muss nun dafür 
gesorgt werden, dass nicht verloren wird, was 
auf den Ruinen von zwei Weltkriegen aufge-
baut wurde. Europa muss nach vorne schauen 
und das schützen, was bereits erreicht worden 
ist. Kommissionspräsident Barroso wies in 
seiner Rede darauf hin, dass der Euro das 
stärkste Symbol der Einheit des Staatenbun-
des, der sich in jedermanns Händen befände, 
sei. Parlamentspräsident Schulz bezeichnete 
den Preis als Mahnung und Warnung. Der 

Staatenbund sei die Verwirklichung eines 
jahrhundertealten Traums. Er warnte davor, 
den Frieden als selbstverständlich zu nehmen 
und zu glauben, dass Rassismus und Hass in 
Europa auf ewig gebannt seien. Das Nobel-
preiskomitee will an das erinnern, was mit der 
EU aufgebaut wurde und auf die Gefahr hin-
weisen, dass dies wieder verloren gehen könn-
te.  
Ich freue mich über das Zeichen des Friedens-
nobelpreiskomitees, die Verdienste der EU zu 
würdigen, die Repräsentanten aber auch zu 
ermahnen, weiter nach Frieden und Gerech-
tigkeit zu streben und in diesem Bestreben 
nicht nachzulassen. Die Preisvergabe würdigt 
den Verdienst der EU, Konflikte gemeinschaft-
lich und friedlich zu überwinden und zeigt, 
dass dies auch in noch so schwierigen Zeiten 
möglich ist. In diesem Sinne wünsche ich Ih-
nen und Ihren Familien eine friedliche und 
gesegnete (Vor-) Weihnachtszeit und einen 
guten, gesunden und friedlichen Start in das 
Jahr 2013! 

II. Das Europäische Parlament (EP) hat u.a. folgendes beschlossen: 
1. Gesetzespaket zur Einführung eines 

Gemeinschaftspatents 
Das EP befürwortete das Patent-
Gesetzespaket, mit dem Unternehmen künf-
tig flächendeckenden Patentschutz in ganz 
Europa erlangen können. Ziel ist vor allem, 
dass der Mittelstand profitiert, der sich einen 
solch umfassenden Schutz bisher aufgrund 
der teuren Gebühren und Übersetzung meist 
nicht leisten konnte. Mit dem EU-Patent sol-
len die Kosten drastisch fallen. Während der 
Kommission zufolge bisher für den Patent-
schutz im Binnenmarkt rund 36.000 Euro be-
zahlt werden müssen, sollen es künftig weni-
ger als 5.000 Euro sein. Auch Patentstreitig-
keiten sollen in Zukunft effizienter gelöst 
werden. Mit einem zwischenstaatlichen Ab-

kommen wird ein eigenes Patentgericht ge-
schaffen dessen offizieller Sitz Paris ist. In 
München und London werden Fachabteilun-
gen angesiedelt. Das Gemeinschaftspatent 
wird es auf Deutsch, Französisch und Englisch 
geben. Ein Antrag auf Patentierbarkeit kann 
zwar in allen offiziellen Sprachen der EU ge-
stellt werden, muss dann aber von einer Über-
setzung in eine dieser drei Sprachen begleitet 
werden. Kleinen Unternehmen sowie Univer-
sitäten und öffentlichen Forschungseinrich-
tungen sollen die Übersetzungskosten erstat-
tet werden. Ist das Patent einmal erteilt, kann 
der Inhaber den automatischen Schutz in allen 
EU-Staaten beantragen, die sich an dem neu-
en System beteiligen (Italien und Spanien 
beteiligen sich vorerst nicht). Derzeit muss 
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der Patentschutz in allen Staaten, in denen er 
gelten soll, einzeln beantragt werden.  
 

2. Entschließung zum Antibiotikaeinsatz 

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden  
Antibiotikaresistenz verlangte das EP, den 
prophylaktischen Einsatz solcher Wirkstoffe 
in der Tierhaltung zu beenden. Auch in der 
Aquakultur sowie in der Humanmedizin soll 
man sich auf die Vorbeugung von Krankheiten 
-etwa durch bessere Hygienestandards- kon-
zentrieren, statt grundlos Antibiotika einzu-
setzen. Wichtigstes Ziel einer EU-Strategie 
müsse der verantwortungsvolle Umgang mit 
Antibiotika sein. Dazu sei ein Sinneswandel 
bei Tierärzten, Landwirten, Ärzten und Apo-
thekern notwendig. Unter anderem müsse in 
der Tiermedizin der Einsatz antimikrobieller 
Mittel der dritten und vierten Generation, die 
laut Weltgesundheitsorganisation für den 
Menschen von besonderer Bedeutung seien, 
beschränkt werden. Die Abgeordneten for-
dern unter anderem EU-Leitlinien für den 
Umgang mit Antibiotika sowie eine gezielte 
Forschungsförderung. Die EU-Kommission 
hatte im November einen Aktionsplan vorge-
legt mit dem Ziel, ein Umdenken im Umgang 
mit Antibiotika zu erreichen. Im Oktober hat-
te der Agrarausschuss des EPs gefordert, in 
der Tierproduktion sollten weniger Antibioti-
ka verwendet werden.  

3. Liberalisierung der Bodendienste auf 

Flughäfen 

Der Vorschlag der EU-Kommission zur voll-
ständigen Liberalisierung der Bodendienste an 
Flughäfen wurde von den Abgeordneten in 
erster Lesung abgelehnt und an die beiden 
zuständigen Ausschüsse, Verkehr und Be-
schäftigung, zurück verwiesen. Die komplette 
Ablehnung eines Kommissionsvorschlags ist 
den Abgeordneten erst in zweiter Lesung mit 
einer absoluten Mehrheit möglich. Die Kom-
mission will die Mindestzahl an Dienstleistern 
für die Bodenabfertigungsdienste auf Flughä-
fen, von heute zwei auf drei erhöhen. Mehr 
Wettbewerb soll auch preiswertere Tickets 
bringen. Die aktuelle Richtlinie erlaubt für die 
Gepäckabfertigung, Vorfelddienste, Betan-
kung sowie Fracht- und Postabfertigung Zu-
lassungsbeschränkungen, die viele Länder 
darunter Deutschland, das pro Flughafen nur 
einen solchen Dienst zulässt, nutzen. Der Ver-
kehrsausschuss, der in erster Lesung den Libe-
ralisierungsvorschlag der Kommission rund-
weg abgelehnt hatte, muss nun binnen zwei 
Monaten einen neuen Bericht vorlegen. Der 
Beschäftigungsausschuss will mehr soziale 
Sicherheit und eine Stärkung der Arbeitneh-
merrechte durchsetzen. Die EU-
Verkehrsminister hatten sich mehrheitlich für 
die Liberalisierung der Bodendienste ausge-
sprochen.  

III. Weitere Themen waren u.a.: 

 Slot- und Fluglärmverordnung 
 Haushalt 2013 
 Nachtragshaushalt 2012 
 Einführung einer Finanztransaktionssteuer 
 Entschließung zur Förderung der Stahlin-

dustrie 
 Freihandelsabkommen mit Kolumbien und 

Peru 
 Assoziierungsabkommen mit Mittelamerika 

 Höchstdauer für Tiertransporte 
 
Herzlichst Ihr 

        
            Prof. Dr. Hans-Peter Mayer, MdEP 


